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A bfälle aus Haushalten und Gewer‐
bedürfennicht längermassenhaft
verbrannt werden – dies muss die

neue Bundesregierung in ihrem Koaliti‐
onsvertrag verankern.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH), der Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), der Naturschutzbund Deutschland
(NABU) und der Bundesverband für Umwelt‐
beratung (bfub) warnen davor, dass die Ver‐
brennung von Abfällen die Transformation
zu einer Kreislaufwirtschaft erschwert und
die dringend notwendigeWärmewende ver‐
langsamt. Abfallverbrennung in Deutsch‐
land verursacht derzeit jährlich fast 24 Milli‐
onen Tonnen CO2. Dies hat massive Auswir‐
kungen auf unser Klima, vernichtet wertvolle
Rohstoffe und führt zu giftigen Rückständen
wie Schlacken und Filterstäuben, die Unter‐
tage deponiert werden müssen.
„Oberstes Ziel der Kreislaufwirtschaft sollte

sein, Abfälle zu vermeidenundunvermeidbare
Abfälle stofflich hochwertig wiederzuverwer‐
ten.Derzeit sind immernochbis zu zweiDrittel
des Inhalts der deutschen Restmülltonne recy‐
celbare Abfälle. Dies sind insbesondere Bioab‐
fälle, aber auchAltpapier, Verpackungsabfälle
oder Elektroaltgeräte. Wir brauchen deshalb
endlich ein verbindliches Abfallvermeidungs‐
ziel imKreislaufwirtschaftsgesetz. Bis zumJahr
2025 soll bundesweit die jährliche Restmüll‐
menge von derzeit 156 Kilogramm auf 140
Kilogrammsowieauf90KilogrammproPerson
bis 2030 gesenktwerden. Dies entspricht einer
Reduktion von 41 Prozent in Bezug auf 2019“,
fordert die Stellvertretende DUH-Bundesge‐
schäftsführerin Barbara Metz.

Mit einfachen Mitteln lassen sich die Rest‐
müllmengen signifikant reduzieren: In Städ‐
ten und Kreisen mit flächendeckender Bio‐
abfallsammlung landen pro Kopf gut 20 Ki‐
logramm weniger Abfälle im Restmüll als in
Kreisen ohne Biotonne oder mit einem
Bringsystem, bei dem Verbraucherinnen
undVerbraucher ihre Bioabfälle zu Sammel‐
stationen bringen müssen. Bereits heute ge‐
lingt es Städten wie Freiburg, Aschaffen‐
burg oder Görlitz, ihre Restmüllmengen auf

teilweise deutlich unter 100 Kilogramm pro
Einwohner zu senken.

„AuchdasVerbrennen vonorganischenAb‐
fällen schadet demKlimaundmuss gesetzlich
entsprechend imBrennstoffemissionshandels‐
gesetz mit einem Emissionsfaktor gewertet
werden.GleichzeitiggehenbeiderVerfeuerung
von Bioabfällen wichtige Mineralstoffe als
mögliche Pflanzennährstoffe verloren. Durch
die Vergärung und Kompostierung dieser Ab‐
fälle kann hingegen ein wichtiger Beitrag zur
Entlastung des Klimas geleistet werden. Eine
neue Bundesregierung muss sich beim EU-
Emissionshandel deshalb für einen CO₂-Preis
für Abfallverbrennungsanlagen einsetzen.
Eineaktuelle Studie zeigt, dass durch eineCO₂-
BepreisungAbfälle vermieden,Wertstoffebes‐
ser getrennt erfasst und Recyclingmengen er‐
höht werden würden“, erklärt Antje von
Broock, Bundesgeschäftsführerin des BUND.
„Trotz der Belastungen durch Müllverbren‐

nung fürMensch, KlimaundUmweltwird Ab‐
wärme aus Müllverbrennung im Gebäude‐
energiegesetz fälschlich als klimaschonend
eingestuft. Vattenfall beabsichtigt beispiels‐
weise, künftig noch mehr Wärme aus der Ab‐
fallverbrennung ins Berliner Fernwärmenetz
einzuspeisen.DieneueBundesregierungmuss
den Kohleausstieg nutzen, um das Gebäude‐
energiegesetz so anzupassen, dass die Wär‐
meerzeugung durch die Abfallverbrennung
den tatsächlichen Ausstoß klimaschädlicher
Gasewiderspiegelt. Stattdessen solltewirklich
klimafreundlicher Fernwärme der Weg geeb‐
net werden, die aus einem Mix verschiedener
Energiequellen wie zum Beispiel Geothermie
und Solarthermie erzeugtwerdenmuss“, sagt
Gudrun Pinn, abfall- und klimapolitische
Sprecherin des bfub.

Pressemitteilung Deutsche Umwelthilfe

Das gemeinsame politische Forderungspa‐
pier ist unter diesem Link zu finden:
www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Pressemit‐
teilungen/Kreislaufwirtschaft/211101_PolicyPaper_Abfall‐
verbrennung_KoaV_final.pdf

Umweltverbände fordern weniger
Abfallverbrennung für mehr Klima- und
Ressourcenschutz im Koalitionsvertrag

• Restmüllmenge bis 2030 halbieren
• Verbrennung von Abfällen aus Haushal‐
ten und Gewerbe belastet das Klima,
vernichtet Ressourcenund führt zur Ent‐
stehung gefährlicher Abfälle
• Konsequente Bioabfallsammlung und
CO₂-Preis für Abfallverbrennung sind
Maßnahmen gegen die jährlich entste‐
henden 24Millionen Tonnen CO₂
• WärmeausAbfallverbrennungdarfnicht
mehr als klimaschonendodergar erneu‐
erbar gelten

Dazu Zahlen aus dem
LandkreisWeilheim-Schongau:

Die Restmüllmenge lag im Jahr 2020 bei
fast 112 kg je Einwohner (über 5 kg mehr
als im Vorjahr) und damit so hoch, wie
noch nie seit der Einführung der Abfall‐
trennung 1993/94.

Quelle: EVA Info Ausgabe 20
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Vor der TSV-Halle Peiting verteilen Mitglieder
der UIP Flugblätter gegen die geplanteMüllver‐
brennungsanlage in unserer Region. In der Halle
tagt der Kreistag zu dieser Thematik und lehnt
dabei den Müllofen mehrheitlich ab.

Neu formiert hat sich nach einer längeren Pause
der AK »Gesunder Lebensraum für unsere Kinder«.
Dieser Arbeitskreis trifft sichnun regelmäßig inWeil‐
heim.
Frage:Wie wäre es? Hat niemand Lust dazu in Weil‐
heim wieder einen Arbeitskreis der UIP zu gründen?
Themen gäbe es wohl genug dafür!

Kein grüner Anstrich für
Atom und fossiles Gas

I n einer gemeinsamen Pressemittei‐
lung fordern .ausgestrahlt, BUND,
BürgerbewegungFinanzwende,Um‐

weltinstitut München und urgewald
vonOlaf Scholz die sofortige Interven‐
tionbei der EuropäischenKommission
gegen die Einstufung von Atomkraft
und fossilemGasalsnachhaltige Inves‐
tition.

Hintergrund ist die Ankündigung von
EU-Kommissionspräsidentin von der
Leyen, noch in diesem Jahr die ausstehen‐
de Einstufung von Atomkraft und Gas vor‐
legen zu wollen. Durch die sogenannte
»EU-Taxonomie« wird definiert, welche
Wirtschaftsaktivitäten als nachhaltig gel‐
ten und damit durch grüne Finanzproduk‐
te finanziert werden können. Derzeit
drängt Frankreich stark auf eine Einstu‐
fung von Atomkraft als »nachhaltig«. Eine
Einstufung von Atom als »nachhaltig«
würde der Glaubwürdigkeit der Taxono‐
mie in Deutschland enorm schaden.

Aus einer Pressemitteilung von .ausgestrahlt

Weitere Informationen:
www.ausgestrahlt.de/themen/europa-und-atom/eu-taxonomie
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D ie Reaktivierungder Fuchstalbahn
für den Personenverkehr ist ein
langer steinigerWeg.Daswussten

wir bereits vom Arbeitskreis Fuchstal‐
bahn.Wie langeundmitwelchenHinder‐
nissenverbundenderWeg ist, das lernen
wir gerade wieder.

Derzeit wird in den Gemeinden das getan,
was notwendig wurde: Aufgrund des Eck‐
punktepapiers (EPP) desVerkehrsingenieurs
Andreas Holzhey diskutieren Stadt- und Ge‐
meinderäte, dieses Mal mit mehr Informa‐
tionen versehen, eine mögliche Reaktivie‐
rung. Sie beginnen sich zu positionieren. Die
gute Nachricht zuerst. Bislang hat keine Ge‐
meinde (vier fehlen noch) sich im Grundsatz
gegen eine Reaktivierung ausgesprochen.
Die Beschlüsse der Gemeinderäte sind un‐
terschiedlich. Sie reichen von einer Beja‐
hung der Reaktivierung (Gemeinde Fuchs‐
tal), zu einer Kenntnisnahme des EPP mit
der Begründung, dass man die Fortschritte
des Arbeitskreises nicht gefährden will (Un‐
terdießen) bis hin, dass eine negative Stel‐
lungnahme zu Einzelfragen – wie im Fall
von Hohenfurch – nicht heißt, dass die Tür
endgültig zugeschlagen sei und Gesprächs‐
bereitschaft weiterhin bestehe.

Die Städte Landsberg und Schongau ha‐
ben sich in Sitzungen der Stadträte noch‐
mals eingehend und interessiert von Herrn
Holzhey informieren lassen. Auch hier ste‐
hen noch Beschlüsse oder Stellungnahmen
aus. Aber die Stimmung beider Kommunen
scheint pro Reaktivierung zu sein.

Gerade imFall desBeschlusses vonHohen‐
furch zeigen sich besonders die Probleme,
mit denen sich betroffene Gemeinden in
Bayern bei Bestrebungen von Bahnreaktivie‐
rungen konfrontiert sehen. Im Beschluss
von Hohenfurch werden z.B. Schließungen
von Bahnübergängen ausgeschlossen. Auch
für eine Zustimmung zu einer Kostenüber‐
nahme im Falle eines notwendigen Grund‐
stückskaufs für einen Bahnhalt sah sich der
Gemeinderat nicht in der Lage. Das galt auch
für Investitionen beim Bau für Wege zu ei‐
nem Bahnhalt, die Einrichtung von Park&Ri‐
de-Plätzen sowie Bike&Ride.

Nebenbei bemerkt: Man kann sich nicht
des Eindrucks erwehren, dass beim Straßen‐
bau sich Probleme der Querung vorhandener
Wege ungleich leichter lösen lassen. Das Glei‐
che gilt für den Kauf bzw. Rückkauf benötig‐
ter Flächen. Dabei benötigen Straßen im Ge‐
gensatz zur Schiene ungleich mehr Flächen.

Tröstlich, dass der Bürgermeister von Ho‐
henfurch anerkennt, dass seine Bürger wo‐
möglich Vorteile bei der Anbindung an den
Fernverkehr auf der Schiene haben. Und wie

gesagt: Gesprächsbereitschaft trotz (vorläu‐
fig?) negativer Beschlüsse in Einzelfragen.
Den Stand dieses Beschlusses will Bürger‐
meister Vogelsgesang als seine Handlungs‐
anweisung für den nächsten Runden Tisch
der Bürgermeister verstanden wissen.

Letztendlich will keine Kommune für ein
Scheitern dieses zukunftsweisenden Projekts
verantwortlich gemacht werden. Dass sie sich
in dieser schwierigen Situation befinden, Be‐
schlüsse ohne für sie empfundene Kostensi‐
cherheit treffen zu müssen, ist den derzeitigen
Rahmenbedingungen des Freistaates Bayern
geschuldet. Dieser hat sich aus seiner Pflicht
für eine Daseinsvorsorge auch mit Verkehrs‐
angeboten für Regionen mit fehlender Infra‐
struktur auf der Schiene herausgezogen.
Kommunen und Kreisen wird in Sachen Bahn‐
reaktivierung eine exorbitante Verantwor‐
tung aufgebürdet und sie werden mit dieser
Problematik allein gelassen. Der Freistaat ent‐
ledigt sich seiner Pflicht zur Bereitstellung gu‐
ter unterstützender Rahmenbedingungen,
seien es notwendige Gesetze, finanzielle Res‐
sourcen, klare Verfahren und letztendlich die
Finanzierung von Investitionen. Was fehlt, ist
ein Reaktivierungskonzept des Freistaats, das
die Kreise und Gemeinden bei ihren sicherlich
notwendigen Beschlüssen unterstützt.

Für die Gemeinden bleibt es eine Frage
des Blickwinkels. Betrachte ich eine reakti‐
vierte Fuchstalbahn als Chance und Lösung?
Verfüge ich jetzt und in Zukunft über ein
menschengerechtesVerkehrssystem für alle
oder sehe ich eine neue Bahn unter dem
Gesichtspunkt von Nachteilen, wenn nicht
gar Bedrohungen und Eingriffe in mein per‐
sönliches Leben? Endet meine Sicht an der
Gemeindegrenzeoderbeginne ich, überden
Tellerrand hinauszuschauen und in größe‐
ren Zusammenhängen zu denken?

Harald Baumann
Sprecher des Arbeitskreises Fuchstalbahn

in der Umweltinitiative Pfaffenwinkel

Auf der Fuchstalbahn findet seit Langem
nur noch Güterverkehr und ab und zu mal
eine Sonderfahrt statt.
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Quo vadis Fuchstalbahn?
Beschlüsse und Stellungnahmen der Gemeinden zur Reaktivierung der Fuchstalbahn

A nlässlich der Weltklimakonfe‐
renz COP 26 in Glasgow haben
über300Umwelt-undMenschen‐

rechtsorganisationenausallerWeltmit
einer gemeinsamen Erklärung die Un‐
geeignetheit der Atomkraft im Kampf
gegen die Klimakrise betont und eine
umfassende erneuerbare Energiewen‐
de gefordert.

Vor dem Hintergrund der Klimakrise
warnen die Organisationen davor, dass
die Scheinlösung Atomkraft eine umwelt-
und klimafreundliche Energiewende blo‐
ckiert und weisen auf die Dringlichkeit
hin, den Wandel zu 100 Prozent erneuer‐
baren Energien global voranzutreiben.
Die Erklärung zeigt zudem auf, wie
Atomenergie soziale und ökologische Kri‐
sen verschärft.

Jochen Stay, Sprecher von .ausgestrahlt:
„Jeder Euro, der in diesen veralteten Indus‐
triezweig gestecktwird, bremst die Energie‐
wende aus und vergrößert Probleme wie
Unfallgefahren und die ungelöste Atom‐
müllfrage. Esmuss verhindertwerden, dass
Steuergelder in diese unwirtschaftliche Ri‐
sikotechnik fließen, global wie auf europä‐
ischer Ebene.
Die Greenwashing-Versuche der Atom‐

industrie vor und bei der COP 26 dürfen
nicht aufgehen. Die Bandbreite der unter‐
zeichnendenOrganisationen von 5 Konti‐
nenten spiegelt die vielfältigen Probleme
dieser Risikotechnik wieder. Von Betroffe‐
nen des Uranabbaus über Unfallopfer-,
Arbeits- und Gesundheitsorganisationen
bis hin zuUmweltschutz- und friedenspo‐
litischen Gruppen eint sie die Erkenntnis:
Atomkraft ist eine gefährliche Ablenkung
von dringend benötigten kli‐
mapolitischenMaßnahmen.
In Deutschland muss der

Atomausstieg vollständig voll‐
zogenwerden, indemauchdie
Atomfabriken Gronau und Lingen und alle
Forschungsreaktoren stillgelegt werden.
Die intergenerationelle Mammutaufgabe
derAtommülllagerungmussbei der Stand‐
ortsuche transparenter und mit echter Be‐
teiligung der Betroffenen erfolgen.“

Angestoßen wurde die Erklärung von
der internationalen Initiative »Don’t nuke
the Climate«.
Das Statement in Englisch in voller Länge:
www.dont-nuke-the-climate.org/cop-26-statement

Über 300 Organisationen
fordern vor der

Klimakonferenz Aufgabe der
Scheinlösung Atomkraft
Atomkraft bremst Energiewende aus

und schafft neue Probleme.
Unterzeichnende aus fünf Kontinenten.
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I mJanuar1985gingvomdamaligenVor‐
standunterzeichnetein8-seitigerRund‐
brief an alleMitglieder derUmweltiniti‐

ativePfaffenwinkel.Unter anderemwurde
darin der Vorschlag unterbreitet, in Zu‐
kunft mehr mit der alternativen Monats‐
zeitschrift OHA zusammenzuarbeiten.

Das Ziel dabei: »Die Verbreitung von Ar‐
beitsergebnissen unserer Initiative verbes‐
sern, in wichtigen Fragen mehr Gehör ver‐
schaffen und den Informationsfluss zwi‐
schen den Mitgliedern verstärken.«

DerVorschlag wurde kontrovers diskutiert,
wobei die schlechten Erfahrungen mit der
Berichterstattung über den Verein und die
Behandlung von Leserbriefen in den Schon‐
gauer Nachrichten letztlich den Ausschlag
gaben, dass die UIP beschloss, jeden Monat
zwei der acht Seiten im OHA zu mieten (ab
April 1990 drei von 16 Seiten) und diese
eigenverantwortlich zu gestalten. Aus‐
schlaggebend für diese Entscheidung war,
dass man umfangreich belegen konnte, dass
die Heimatzeitung eingereichte Artikel und
Leserbriefe entweder ganz verweigerte oder
sinnentstellend abänderte.

Am 9. Mai 1985 fand eine außerordentli‐
che Mitgliederversammlung der UIP statt.
Es wurde dabei der weiterhin nicht ganz un‐
umstrittene Beschluss gefasst, »die Zusam‐
menarbeitmit der Zeitschrift OHAbis aufwei‐
teres fortzusetzen«. In einem Rundbrief wird
dazu ausgeführt, »wichtigeMitteilungen, Ter‐
mineundBeiträgeausdenArbeitskreisenund
des Vorstandes werden also auch in Zukunft
auf zwei Seiten, die wir in eigener Verantwor‐
tung gestalten, abgedruckt.«

Mit diesen beiden Beschlüssen begann
eine langjährige, mehr als dreieinhalb Jahr‐

zehnte andauernde und sehr
erfolgreiche Zusammenarbeit,
die nun mit der letzten Print-
ausgabe des OHA im Dezem‐
ber 2021 beendet wird. Da die
Umweltinitiative Pfaffenwinkel
selbst eine Homepage hat,
gibt es keinen Grund, im wei‐
terhin bestehenden digitalen
OHA vertreten zu sein. EineTat‐
sache, die denVereinskassierer
freuen wird, fallen doch die
monatlichenKosten für die Sei‐
tenmiete in Zukunft weg und
erhöhen somit den finanziel‐
len Spielraum des Vereins.

Es wird wohl weit und breit keinen Verein
geben, der jahrzehntelang monatliche Ver‐
einsnachrichten in diesem Umfang und in
dieser inhaltlichen Qualität vorzuweisen hat.
Das hat natürlich nur geklappt, weil es Vor‐
standsmitglieder gab, die die dafür notwen‐
dige organisatorische Arbeit geleistet ha‐
ben, und Vereinsmitglieder, die die Vereins‐
nachrichten inhaltlich bereichert haben. Ih‐
nen allen ist an dieser Stelle ein großes
Dankeschön zu sagen.

Beim Suchen in den Vereinsunterlagen zu
den Anfängen der Zusammenarbeit OHA –
UIP habe ich zahlreiche Presseartikel und vor
allem Kommentare wiederentdeckt, die be‐
legen, wie die UIP und deren Vorstandsmit‐
glieder durch die Schongauer Nachrichten –
damals noch keine Merkurzeitung, sondern
eine selbständige »Heimatzeitung« – behan‐
delt worden sind. Besonders hervorgetan hat
sich dabei insbesondere der damalige
ChefredakteurGeorgHertle als unerbittlicher
Wadlbeißer gegen alles linke, grüne und

ökologische Gedankengut. Aber auch ande‐
re teilten kräftig aus. Hier seien zur Erbauung
einige Zitate wiedergegeben, die ich in den
Anfangsjahren von 1984 bis 1987 in denVer‐
einsunterlagen gefunden habe:

»dilettantische Schmierer« – »Zuagroaste«
– »unbelehrbare Umweltchaoten« – »gei‐
fernde, tollwütige Scharfmacher« – »knüp‐
pelnde Chaoten« – »rücksichtslose Mini-Ter‐
roristen« – »Ewiggestrige« – »sonstiges Ge‐
sindel« – »Straßenmob« – »Unterschriften‐
fälscher« – »unbeirrbare Umweltchaoten« –
»Einfaltspinsel« – »Rattenfänger« – »wich‐
tigtuerisches Gehabe um seiner selbst Wil‐
len« – »dogmatischer Verhinderungsver‐
band« – »lauter Beamte, Lehrer und Schüler«
– »zahlreiche Ausfälle, Kampagnen, Stim‐
mungsmache und Polemik unter dem Miss‐
brauch des Rubrums‚Naturschutz‘« – »OHA
als hauseigene rot-grüne Postille zwischen
Schaumschlägerei und übler Frechheit« –
»Umweltinitiative erzeugt Angst, Misstrauen
und Hass« Hans Schütz

Die Umweltinitiative Pfaffenwinkel e.V. ist ein gemeinnütziger Verein.
Alle Spenden sind also steuerlich abzugsfähig.

Spendenkonto: Sparkasse Oberland · IBAN: DE89 7035 1030 0000 1099 00 · BIC: BYLADEM1WHM

Ausschnitt aus der ersten UIP-Seite im März-OHA 1985

UIP – OHA
Ein langer gemeinsamer Weg geht zu Ende


